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Im Rahmen des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 vom 1. November 2011 (BGBl. I S. 2131) 

wurde mit § 16 Absatz 3b EStG eine Betriebsfortführungsfiktion für Fälle der Betriebsunter- 

brechung und der Betriebsverpachtung im Ganzen eingeführt. Danach gilt in diesen Fällen ein 

Gewerbebetrieb oder ein Mituntemehmeranteil i. S. v. § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG 

oder ein Anteil eines persönlich haftenden Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf 

Aktien i. S. v. § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG nicht als aufgegeben, bis 

1. der Steuerpflichtige die Aufgabe i. S. d. § 16 Absatz 3 Satz 1 EStG ausdrücklich 

gegenüber dem Finanzamt erklärt oder 

2. dem Finanzamt Tatsachen bekannt werden, aus denen sich ergibt, dass die Voraus- 

setzungen für eine Aufgabe i. S. d. § 16 Absatz 3 Satz 1 EStG erfüllt sind. 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die Anwendung der 

Betriebsfortführungsfiktion in § 16 Absatz 3b EStG Folgendes: 

I. Betroffene Betriebe 

§16 Absatz 3b EStG findet Anwendung, soweit es sich um eine Betriebsverpachtung im 

Ganzen oder um einen Fall der Betriebsunterbrechung (sog. ruhender Gewerbebetrieb) eines 

Betriebs oder Teilbetriebs handelt. 
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Seite 2 § 16 Absatz 3b EStG kommt nicht zur Anwendung, wenn eine Betriebsaufgabe anlässlich 

(d. h. in engem zeitlichen Zusammenhang) der Beendigung der aktiven, werbenden Tätigkeit 

durch schlüssige und unmissverständliche Handlung erfolgt und dies dem Finanzamt gegen- 

über zeitnah erklärt wird. 

§ 16 Absatz 3b EStG ist sowohl bei Einzeluntemehmen als auch bei Personengesellschaften/ 

Mituntemehmerschaften anzuwenden. 

Die Regelung gilt jedoch nicht für gewerblich geprägte Personengesellschaften, da diesen auf- 

grund der gewerblichen Prägung das Verpächterwahlrecht nicht zusteht (vgl. BMF-Schreiben 

vom 17. Oktober 1994, BStBl I S. 771), für die Besitzpersonengesellschaft bei einer (mitun- 

ternehmerischen) Betriebsaufspaltung (vgl. BMF-Schreiben vom 28. April 1998, BStBl I 

S. 583 und vom 17. Oktober 1994, BStBl I S. 771) und der Verpachtung des Betriebs eines 

Mituntemehmers an seine Mituntemehmerschaft (§15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG). 

§ 16 Absatz 3b EStG ist auch bei Einkünften aus selbständiger Arbeit (§18 EStG) oder aus 

Land- und Forstwirtschaft (§ 13 i. V. m. § 14 Satz 2 EStG) anzuwenden. 

1. Betriebsunterbrechung (ruhender Gewerbebetrieb) 

Stellt ein Unternehmer seine gewerbliche Tätigkeit ein, liegt darin nicht notwendiger Weise 

eine Betriebsaufgabe. Die Einstellung kann auch nur als Betriebsunterbrechung zu beurteilen 

sein, die den Fortbestand des Betriebs unberührt lässt. Eine Betriebsunterbrechung ist anzu- 

nehmen, wenn die betriebliche Tätigkeit vorübergehend ruht und die wesentlichen Betriebs- 

grundlagen zurückbehalten werden, so dass der Betrieb jederzeit wieder aufgenommen wer- 

den könnte. Im Übrigen wird auf H 16 (2) Betriebsunterbrechung EStH 2015 verwiesen. 

2. Betriebsverpachtuug im Gauzeu 

Ein verpachteter Gewerbebetrieb liegt nur vor, wenn der Steuerpflichtige oder in den Fällen 

der unentgeltlichen Rechtsnachfolge sein Rechtsnachfolger objektiv die Möglichkeit hat, ohne 

wesentliche Änderungen den Betrieb fortzuführen (vgl. BFH-Urteil vom 11. Oktober 2007, 

BStBl 2008 II S. 220). Zu den Einzelheiten vgl. im Übrigen H 16 (5) EStH 2015. 

Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben ist es nicht erforderlich, dass sämtliche land- 

wirtschaftlich genutzten Flächen ausnahmslos an einen Pächter verpachtet werden (vgl. BFH- 

Urteil vom 28. November 1991, BStBl 1992 II S. 521). Eine Betriebsverpachtung im Ganzen 

liegt auch vor, wenn Stückländereien ohne Hofstelle und stehende Betriebsmittel zunächst 

bewirtschaftet und diese Flächen dann insgesamt verpachtet werden (vgl. BFH-Urteil vom 

18. März 1999, BStBl II S. 398). Die unentgeltliche Überlassung des land- und fortwirtschaft- 
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28. November 1991, BStBl 1992 II S. 521). 

II. Betriebsfortführungsfiktion 

Liegen die Voraussetzungen einer Betriebsunterbrechung oder einer Betriebsverpachtung im 

Ganzen vor, gilt der Betrieb unwiderleglich so lange nicht als aufgegeben, bis der Steuer- 

pflichtige die Betriebsaufgabe erklärt oder dem Finanzamt Tatsachen bekannt werden, dass 

zwischenzeitlich eine Betriebsaufgabe stattgefunden hat. 

III. Form und Inhalt der Aufgabeerklärung 

Für die gegenüber dem Finanzamt abzugebende Erklärung zur Aufgabe des Betriebs ist keine 

bestimmte Form vorgeschrieben. Aus Beweisgründen sollte die Aufgabeerklärung jedoch 

schriftlich und unter Angabe eines Aufgabedatums abgegeben werden. Bei Mituntemehmer- 

schaften muss die Betriebsaufgabeerklärung einvemehmlich von allen Mitunternehmem 

abgegeben werden. 

Keine Betriebsaufgabeerklärung i. S. v. § 16 Absatz 3b Satz 1 Nummer 1 EStG liegt vor, 

wenn die Einkünfte aus dem verpachteten Betrieb im Rahmen der Einkommensteuer- oder 

Feststellungserklärung bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung aufgeführt 

werden. Auch sind in einem solchen Fall die Voraussetzungen des § 16 Absatz 3b Satz 1 

Nummer 2 EStG nicht erfüllt. 

IV. Zeitpunkt der Betriebsaufgabe 

1. Betriebsaufgabeerklärung durch den Betriebsinhaber 

Sind die Voraussetzungen einer Betriebsunterbrechung oder -Verpachtung im Ganzen entfal- 

len, hat der Steuerpflichtige eine Aufgabeerklärung zum Aufgabezeitpunkt abzugeben oder 

dem Finanzamt die Tatsachen mitzuteilen, aus denen sich das Vorliegen einer Betriebsauf- 

gabe i. S. V. § 16 Absatz 3 Satz 1 EStG ergibt. Anderenfalls gilt der Betrieb nach § 16 

Absatz 3b EStG solange als nicht aufgegeben, bis der Steuerpflichtige die Betriebsaufgabe 

gegenüber dem zuständigen Finanzamt erklärt oder dem zuständigen Finanzamt die Tatsachen 

bekannt werden, dass zwischenzeitlich eine Betriebsaufgabe stattgefunden hat. 

Die Aufgabe ist rückwirkend für den vom Steuerpflichtigen gewählten Zeitpunkt anzuerken- 

nen, wenn die Aufgabeerklärung spätestens drei Monate nach diesem Zeitpunkt beim zustän- 

digen Finanzamt abgegeben wird. Dies gilt auch dann, wenn der vom Steuerpflichtigen 

gewählte und innerhalb der Drei-Monatsfrist liegende Aufgabezeitpunkt in einem zurück- 

liegenden Kalenderjahr liegt. Zur Berechnung der Drei-Monatsfrist gelten die Vorschriften 

der §§ 187, 188 BGB. Wird die Aufgabeerklärung nicht spätestens drei Monate nach dem 
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anteil erst in dem Zeitpunkt als aufgegeben, in dem die Aufgabeerklärung beim Finanzamt 

(Eingangsstempel) eingeht. Der vom Steuerpflichtigen i. S. v. § 16 Absatz 3b Satz 2 EStG 

rückwirkend bis zu drei Monate gewählte Zeitpunkt ist nicht anzuerkennen, wenn der Betrieb 

zu diesem Zeitpunkt die aktive werbende Tätigkeit noch nicht beendet hat. In diesem Fall 

kann frühestens mit Einstellung der aktiven Tätigkeit die Betriebsaufgabe angenommen 

werden, sofern die aktive Tätigkeit vor der Abgabe der Aufgabeerklärung beendet wurde. 

Dem Steuerpflichtigen obliegt die Darlegungslast dafür, ob und wann die Aufgabe gegenüber 

dem Finanzamt erklärt wurde. 

Bei Mitunternehmerschaften ist der Aufgabezeitpunkt von allen Mitunternehmem einver- 

nehmlich zu bestimmen. 

2. Betriebsaufgabeerklärung durch den/die Rechtsnachfolger 

a) Erbfall 

Wird die Aufgabe im Erbfall durch den oder die Rechtsnachfolger erklärt, ist innerhalb des 

Drei-Monatszeitraums eine Betriebsaufgabe auch für einen Zeitpunkt vor Eintritt des Erbfalls 

zulässig, frühestens jedoch mit der Einstellung der aktiven Tätigkeit durch den Erblasser. Bei 

mehreren Rechtsnachfolgern ist die rückwirkende Betriebsaufgabeerklärung einvemehmlich 

vorzunehmen. Der Aufgabegewinn ist dem Erblasser zuzurechnen. Wenn die übrigen Voraus- 

setzungen erfüllt sind, kommt für den Erblasser der Freibetrag nach § 16 Absatz 4 EStG und 

eine Tarifbegünstigung nach § 34 Absatz 1 oder 3 EStG in Betracht. 

b) vorweggeuommeue Erbfolge 

Im Fall der vorweggenommenen Erbfolge ist eine Betriebsaufgabeerklärung durch den oder 

die Rechtsnachfolger frühestens für den Zeitpunkt des Übergangs des Betriebs auf den oder 

die Rechtsnachfolger möglich. 

Der Rechtsvorgänger kann die Betriebsaufgabe innerhalb des Drei-Monatszeitraums nur bis 

zum Tag der Betriebsübergabe erklären. Der Aufgabegewinn ist in diesem Fall dem oder den 

Rechtsvorgänger/ Rechtsvorgängem zuzurechnen. 

3. Bekanntwerden von Tatsachen, dass eine Betriebsanfgabe stattgefnnden hat 

Wenn eine Betriebsaufgabeerklärung des Steuerpflichtigen nicht vorliegt, dem Finanzamt 

aber Tatsachen bekannt werden, dass eine Betriebsaufgabe stattgefunden hat (z. B. aufgrund 

der Veräußerung einer oder mehrerer wesentlicher Betriebsgrundlagen), sind die Steuer- 
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ziehen: 

Der Aufgabegewinn ist in dem Veranlagungszeitraum zu erfassen, in dem das Finanzamt 

Kenntnis von der Betriebsaufgabe erlangt, wenn die Betriebsaufgabe beim Rechtsvorgänger 

des Steuerpflichtigen oder in einem Veranlagungszeitraum stattgefunden hat, für den Fest- 

setzungs- oder Feststellungsveijährung eingetreten ist. Dabei sind die im Zeitpunkt der Kennt- 

niserlangung des Finanzamtes noch vorhandenen Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert zu 

diesem Zeitpunkt anzusetzen. 

Werden Wirtschaftsgüter in vorherigen Wirtschaftsjahren veräußert oder unentgeltlich über- 

tragen, sind die Gewinne hieraus im Jahr der Veräußerung oder der unentgeltlichen Über- 

tragung zu erfassen. Die Vorschriften der Abgabenordnung über die Änderung von Steuer- 

festsetzungen sind zu beachten. 

Für die Frage, ob dem Finanzamt die maßgeblichen Tatsachen, aus denen sich eine Betriebs- 

aufgabe ergibt, bekannt geworden sind, kommt es auf den Kenntnisstand der Personen an, die 

innerhalb des Finanzamts dazu berufen sind, den betreffenden Steuerfall zu bearbeiten. Keine 

Kenntnis i. S. d. § 16 Absatz 3b Satz 1 Nummer 2 EStG liegt vor, wenn eine andere Stelle des 

Finanzamts von den maßgeblichen Tatsachen Kenntnis erlangt hat. 

V. Anwendungsregelung 

Das BMF-Schreiben ist in allen offenen Fällen für Betriebsaufgaben nach dem 4. November 

2011 anzuwenden. Für frühere Betriebsaufgaben gelten R 16 Absatz 5 EStR 2008 und 

H 16 (5) EStH 2011 unverändert fort. 

Soweit für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft bisher Übergangsregelungen (z. B. aus der 

Einführung der Bodengewinnbesteuerung oder hinsichtlich der Nutzungsüberlassung von 

Betrieben der Land- und Forstwirtschaft im Beitrittsgebiet vor dem 1. Juli 1990) Anwendung 

finden, bleiben diese von der gesetzlichen Neuregelung und diesem Schreiben unberührt. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen zum Download 

bereit. 

Im Auftrag 


